
 

Grosser Gemeinderat 

 

Postulat 
 
 
betreffend  Zugangsschranken abbauen – Integration ermöglichen 
 
 
eingereicht von:  Urs Glättli (GLP und Junge Grünliberale), Beatrice Helbling-Wehrli (SP), 

Florian Heer (Grüne/AL), Michael Bänninger (EVP) im Namen ihrer 
Fraktionen  

 
am: 24. Februar 2020 
 
Anzahl Mitunterzeichnende: 32 Geschäftsnummer: 2020.21 
 
 
Antrag 
 
Der Stadtrat wird eingeladen, den Abbau bestehender Zugangsschranken für Anstellungen 
zur Ausübung hoheitlicher Befugnisse und damit eine Streichung von Art. 11 Abs. 2 Perso-
nalstatut zu prüfen. 
 
Begründung 
 
Ausländer*innen stehen auf allen staatlichen Ebenen eine Vielzahl von Zugangsschranken 
entgegen. In der Stadt Winterthur wird ein Viertel der Bevölkerung ohne Not von einer An-
stellung im öffentlichen, hoheitlichen Dienst ausgeschlossen. Viele von ihnen leben schon 
mehrere Jahre in Winterthur und sind mit den lokalen Gegebenheiten vertraut. Es ist sinnvoll, 
die Talente und Kompetenzen dieser Menschen zu nutzen und ihnen die Möglichkeit der 
Teilhabe am öffentlichen Arbeitsmarkt weitest möglich zu öffnen. Davon betroffen ist insbe-
sondere die Stadtpolizei. Die Stadt verzichtet auf ein grosses Potenzial möglicher Arbeits-
kräfte, obwohl hinlänglich bekannt ist, dass der Stellenmarkt zur Rekrutierung geeigneter Po-
lizist*innen ausgetrocknet ist und sich anspruchsvoll gestaltet. In einem hochspezialisierten 
Arbeitsmarkt sollen Ausbildung und berufliche Kompetenzen und nicht die Staatsbürger-
schaft im Vordergrund stehen. Es ist richtig und wichtig, dass für die Ausübung solcher Auf-
gaben hohe Anforderungen erfüllt werden. Daran soll sich auch nichts ändern. 

Es ist jedoch Zeit, Schranken abzubauen, wo sie nicht mehr zeitgemäss erscheinen. Die für 
die Aufrechterhaltung solcher Zugangsschranken in der Vergangenheit herangezogene Ar-
gumentation wirkt konstruiert (GGR-Nr. 2012/118). Wieso es für die Ausübung stadtpolizeili-
cher Aufgaben das Schweizer Bürgerrecht braucht, ist nicht einzusehen, auch wenn dafür 
hoheitliche Befugnisse benötigt werden. Bereits das kantonale Polizeigesetz schreibt für An-
gestellte privater Sicherheitsunternehmen geringere Zugangsschranken vor als die Stadt für 
ihre Polizist*innen (§ 59d ZH-Polizeigesetz). Kanton und Gemeinden sind dazu aufgerufen, 
Massnahmen zur Unterstützung der Integration hier wohnhafter Ausländer*innen zu treffen. 
Sie sollen vom öffentlichen Dienst nicht systematisch ausgeschlossen, sondern nach Bedarf 
und bei ausgewiesener Eignung für öffentliche Aufgaben angestellt werden können und zwar 
unabhängig davon, ob sie Schweizer*in werden möchten. 

Die Diversitiy-Strategie sieht als Massnahmen bei der Stadtpolizei bereits eine Vertiefung 
und Erweiterung der interkulturellen Kompetenzen des ganzen Korps sowie bei der Rekrutie-
rung die Auswahl von neuen Aspirant*innen unterschiedlicher Herkunft vor. Jedoch fehlt bis 
anhin der erkennbare Wille, trotz Spielraum, bestehende Zugangsschranken abzubauen. 

Daher soll eine mögliche Änderung des Personalstatuts geprüft werden und der Stadtrat 
dazu mit Bericht und Antrag Stellung nehmen. 



Vorstoss-Rückseite   Nr. 2020.21 
 

einge- 
sehen: 

              Mitunterzeichnende (X): einge- 
sehen: 

                Mitunterzeichnende (X): 

√ D. Altenbach (SP) X √ T. Brütsch (SVP)  

√ B. Bosshard (SP) X -- S. Büchi (SVP)  

√ C. Bozzi-Brunel (SP) X √ G. Gisler-Burri (SVP)  

√ A. Erismann (SP) X -- M. Gross (SVP)  

√ B. Helbling-Wehrli (SP)  √ H.R. Hofer (SVP)  

√ L. Jacot-Descombes (SP) X √ D. Oswald (SVP)  

√ R. Kappeler (SP) X √ D. Pezzotta (SVP)  

√ R. Keller (SP) X √ M. Reinhard (SVP)  

√ F. Künzler (SP) X √ P. Rütsche (SVP)  

√ F. Landolt (SP) X √ Th. Wolf (SVP)  

√ S. Näf (SP)  X √ M. Wäckerlin (PP)  

√ P. Schoch (SP) X    

√ D. Siegmann (SP) X √ U. Bänziger (FDP)  

√ M. Sorgo (SP) X √ Y. Gruber (FDP)  

√ M. Steiner (SP) X √ F. Helg (FDP)  

√ S. Stierli (SP) X √ R. Heuberger (FDP)  

√ G. Stritt (SP) X √ U. Hofer (FDP)  

√ B. Zäch (SP) X √ Th. Leemann (FDP)  

   √ Ch. Maier (FDP)  

√ R. Diener (Grüne) X √ R. Perroulaz (FDP)  

√ K. Frei Glowatz (Grüne) X √ A. Rellstab-Schneider (FDP)  

√ Ch. Griesser (Grüne) X    

√ F. Heer (Grüne)  √ M. Della Vedova (GLP) X 

√ N. Wenger (Grüne) X √ U. Glättli (GLP)  

√ K. Gander (AL) X √ A. Gütermann (GLP) X 

√ R. Hugentobler (AL) X √ S. Kocher (GLP) X 

   √ M. Nater (GLP) X 

√ M. Bänninger (EVP)  √ A. Steiner (GLP) X 

√ B. Huizinga-Kauer (EVP) X √ M. Zehnder (GLP) X 

√ F. Kramer-Schwob (EVP) X    

√ D. Roth-Nater (EVP) X √ A. Geering (CVP)  

   √ I. Kuster (CVP)  

   √ A. Zuraikat (CVP)  

   √ Z. Dähler (EDU)  
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